
Westliche Staaten sind dem Übereinkom­
men nicht beigetreten. Die Bundesrepu­
blik Deutschland beabsichtigt auch nicht, 
das nach seinem Inkrafttreten zu tun, da 
das Übereinkommen in seinen wesent­
lichen Teilen bestehendes Vertragsrecht 
wiederholt und darüber hinaus Bestim­
mungen enthält, die — nicht zuletzt we­
gen unklarer Formulierung — mit rechts­
staatlichen Grundsätzen nicht vereinbar 
sind. 
Die Konvention, die Apartheid als völker­
rechtliches Delikt bestimmt, ist zu unter­
scheiden von dem Übereinkommen zur 
Bekämpfung jeder Form rassischer Diskri­
minierung. Diese Konvention ist von der 
Bundesrepublik Deutschland ratifiziert wor­
den. Red 

Rechtsfragen 

Weltraum: Mondvertrag — Direkte Fernsehüber­
tragung durch Satelliten — Erderkundung durch 
Satelliten — Abgrenzung Weltraum/Luftraum — 
Nutzung von Solarenergle (28) 

Der Entwurf zu einem Übereinkommen 
über den Mond und seine Nutzung, die 
Regelung direkter Fernsehübertragungen 
durch Satelliten und die Probleme, die bei 
einer Erderkundung mit Hilfe von Satelli­
ten entstehen, waren die Hauptdiskus­
sionspunkte des Unterausschusses Recht 
des Weltraumausschusses (15. Tagung Mai 
1976) sowie des Weltraumausschusses 
(19. Tagung Juni/Juli 1976). 

I. Mondvertrag: Über den Inhalt eines 
Mondvertrages konnte bislang, trotz vieler 
Vorarbeiten, keine Einigung erzielt wer­
den. Es liegen der Entwurf einer Arbeits­
gruppe und mehrere Staatenentwürfe vor, 
die sich in nicht unwesentlichen Punkten 
voneinander unterscheiden. Man ist sich 
jedoch darüber einig, daß weder der Mond 
noch die anderen Himmelskörper staat­
licher Aneignung in irgend einer Form 
unterliegen sollen. Auch die Stationierung 
ständiger Forschungsstationen bedeutet 
demnach keine Okkupation. Dies ent­
spricht der Regelung des Weltraumvertra­
ges. Allgemein anerkannt wird in gleicher 
Weise der Grundsatz, daß der Mond allen 
Staaten gleichberechtigt zur Nutzung offen 
steht. Offen ist, welchen Bindungen die 
Staaten bei der Nutzung (Erforschung und 
möglicherweise Ausbeutung) des Mondes 
unterliegen. Die Bodenschätze des Mon­
des sind nach allgemeiner Ansicht Erbe 
der gesamten Menschheit (common herit­
age of mankind). Keine Einigung war aber 
über die rechtlichen Konsequenzen dieses 
Grundsatzes zu erzielen. Während nach 
dem Vorschlag der Arbeitsgruppe ledig­
lich die Errichtung einer internationalen 
Behörde in Aussicht genommen wird, de­
ren Aufgabe es sein soll, die Gewinnung 
und Verwertung der gewonnenen Roh­
stoffe zu regeln und zu überwachen, sieht 
der Vorschlag Italiens vor, daß zur Erde 
verbrachte Rohstoffe allen Staaten zu­
gänglich sein sollen. Auch hinsichtlich der 
Gestaltung der in Aussicht genommenen 
Behörde für die Verwaltung des Mondes 
besteht keine Einigung. Während der ita­
lienische Vorschlag und der Entwurf der 
Arbeitsgruppe wenig konkret bleiben, be­
faßt sich der Vorschlag einer Staaten­

gruppe damit eingehender. Er läßt eine 
deutliche Anlehnung an gewisse Vor­
schläge zur Errichtung der Meeresberg-
baubehörde erkennen, deren Errichtung 
auf der 3. Seerechtskonferenz zur Zeit zur 
Diskussion steht. Hauptaufgabe der zu­
künftigen Mondbehörde soll es danach 
sein, eine ausgewogene Gewinnung und 
Verwertung der Ressourcen des Mondes 
zu sichern. Dabei sollen die erzielten Ge­
winne gleichmäßig verteilt werden, wobei 
die Interessen der Entwicklungsländer und 
derjenigen Staaten, die die Erforschung 
des Weltraums im wesentlichen getragen 
haben, besonders zu berücksichtigen sind. 
Die Errichtung der internationalen Mond­
behörde ist allerdings, insoweit stimmen 
die verschiedenen Vorschläge überein, 
nicht für die nächste Zukunft geplant, son­
dern erst, wenn eine Nutzung des Mon­
des wirtschaftlich möglich erscheint. Die 
Initiative für die Einberufung einer ent­
sprechenden Konferenz soll bei den zu­
künftigen Vertragsstaaten des Mondver­
trages liegen. 

II. Direkte Fernsehübertragungen durch 
Satelliten: Für diesen Fragenkomplex ge­
lang es lediglich, neun Grundprinzipien zu 
entwickeln, während eine Einigung über 
die wesentlichen Punkte der Partizipa­
tionsrechte, der Programmgestaltung und 
über unzulässige Berichterstattung nicht 
zustande kam. Die direkte Fernsehüber­
tragung durch Satelliten soll, und das ist 
der allgemeine Grundsatz, der diesen 
Komplex beherrscht, der Völkerverstän­
digung dienen und dazu beitragen, Frie­
den und Sicherheit zu gewährleisten. Die 
Fernsehübertragungen haben im Einklang 
mit dem geltenden Völkerrecht, der Char­
ta der Vereinten Nationen und dem Welt­
raumvertrag zu stehen. Jeder Staat be­
sitzt das Recht, nach den Grundprinzi-
zien an den Fernsehübertragungen durch 
Satelliten teilzunehmen bzw. diese zu 
empfangen, und die entsprechenden 
technologischen Kenntnisse sollen allen 
Staaten zur Verfügung gestellt werden. 
Jeder Staat ist für alle seine Aktivitä­
ten in diesem Bereich international ver­
antwortlich, sei es, daß er selbst tätig 
wird, sei es, daß sie durch Private inner­
halb seines Hoheitsbereichs ausgeführt 
werden. Jeder Staat ist nach den Grund­
sätzen verpflichtet, mit anderen Staaten in 
Konsultationen einzutreten, wenn deren 
Belange berührt werden könnten. Auf 
diesem Wege sollen auch Streitigkeiten 
zwischen den Staaten beigelegt werden. 
Hinsichtlich der Copyright-Rechte sehen 
die Prinzipien den Abschluß gesonderter 
bilateraler bzw. multilateraler Verträge 
vor. Schließlich wird auch die Einschal­
tung der Vereinten Nationen angeregt, um 
zu einer größeren Kooperation zu gelan­
gen. 

III. Erderkundung durch Satelliten: Auch 
hierfür gelang die Entwicklung einiger 
Grundprinzipien, die bereits bemerkens­
wert präzisiert werden konnten. Danach 
dient die Erkundung der Erde dem Wohle 
und Interesse aller Staaten, ohne Rück­
sicht auf ihren wirtschaftlichen oder wis­
senschaftlichen Entwicklungsstand. Bei 
der Erforschung der Erde mit Hilfe von 
Satelliten ist auch besonders auf die In­

teressen der Entwicklungsländer Rücksicht 
zu nehmen. Diese befürchten, die Indu­
strienationen könnten mit Hilfe der Erd­
erkundung durch Satelliten wichtige Er­
kenntnisse über wirtschaftliche Fakten und 
Rohstofflager gewinnen und dieses Wis­
sen ausschließlich zum eigenen Nutzen 
verwerten. Nach den vorliegenden Grund­
prinzipien soll die Erderkundung in Über­
einstimmung mit dem geltenden Völker­
recht und der Charta der Vereinten Na­
tionen stehen. Die Staaten werden aufge­
fordert, eng zusammenzuarbeiten, um die 
bestehenden Einrichtungen besser zu nut­
zen. Mit Hilfe dieses Kooperationsgebots 
soll aber wohl vor allem eine Überwa­
chung der Staaten erreicht werden, die zu 
einer Erderkundung technisch und wirt­
schaftlich in der Lage sind. Die Ergeb­
nisse der Erderkundung sollen in ver­
stärktem Maße für Umweltschutzmaßnah­
men und Hilfsaktionen bei Naturkatastro­
phen genutzt werden. Zur Ergänzung die­
ser Grundsätze liegen eine Reihe von 
Staatenvorschlägen vor. Der wichtigste in 
ihnen enthaltene Gedanke ist der Vor­
schlag, die Erderkundung mit Hilfe von 
Satelliten nur noch durch eine internatio­
nale Behörde zu gestatten oder eine Kon­
trolle durch die Vereinten Nationen einzu­
führen. Es ist dies der Versuch, durch 
Einschaltung einer internationalen Organi­
sation, in der zwangsläufig die Entwick­
lungsländer eine dominierende Stellung 
einnehmen, Einfluß auf die Erderkundung 
und die Verwertung der so gewonnenen 
Ergebnisse zu gewinnen. In dieselbe Rich­
tung zielt der Vorschlag, die Erderkun­
dung bzw. die Verwertung der gewonne­
nen Erkenntnisse von der Zustimmung der 
betroffenen Länder abhängig zu machen. 
Sollten sich derartige Vorstellungen wirk­
lich durchsetzen, würde die Erforschung 
der Erde von Satelliten aus sicher Ein­
schränkungen unterworfen werden. 
IV. Abgrenzung Weltraum/Luftraum — Nut­
zung von Solarenergie: Mehr am Rande 
standen die Fragen einer Abgrenzung von 
Weltraum und Luftraum sowie die Nutzung 
der Soiarenergie. Der Weltraumvertrag 
enthält keine derartige Abgrenzung. Vor­
geschlagen wurde, drei Zonen zu schaf­
fen: Luftraum der Erde bis zu 100 km, 
Weltraum bis zu 384 000 km und daran an­
schließend der äußere Weltraum. Die Ab­
grenzung Weltraum/Luftraum ist möglicher­
weise nicht ohne Bedeutung für die wei­
tere Nutzung dieser Räume. 
Hinsichtlich der Nutzung von Solarenergie 
lag dem Weltraumausschuß lediglich ein 
Arbeitspapier Argentiniens vor, das aber 
nicht abschließend diskutiert werden konn­
te. In ihm wird eine verstärkte Forschung 
zu einer besseren Nutzung der Solar­
energie befürwortet. Es wird darauf hin­
gewiesen, daß die Erdölvorräte der Erde 
nicht unerschöpflich seien und daß die 
Nutzung von Sonnenenergie wahrschein­
lich weniger gefährlich sei als der Betrieb 
von Kernkraftwerken. Die Erforschung und 
Nutzung der Sonnenenergie liege daher 
im Interesse der gesamten Menschheit. Wo 
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